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Steuerliche Forschungsförderung für Unternehmen: 
das Wichtigste in Kürze 
 
 
Zum 1. Januar 2020 ist das Gesetz zur steuerlichen 
Förderung von Forschung und Entwicklung (For-
schungszulagengesetz, kurz FZulG) in Kraft getreten. 
Das Gesetz ermöglicht die steuerliche Begünstigung 
von Aufwendungen für Forschung und Entwicklung 
(FuE) von in Deutschland steuerpflichtigen Unter-
nehmen – unabhängig von Größe, Rechtsform und 
Branche. Ziel ist es, den Investitionsstandort 
Deutschland zu stärken und die FuE-Aktivitäten ins-
besondere kleiner und mittlerer Unternehmen anzu-
regen. 
 
 

Wer kann die Forschungszulage in An-
spruch nehmen? 
 
Anders als bei der klassischen, direkten Projektförde-
rung besteht ein Rechtsanspruch auf die Förderung, 
wenn die Bedingungen der Forschungszulage erfüllt 
sind. Anspruchs­ berechtigt sind Steuerpflichtige im 
Sinne des Einkommensteuer­ und des Körperschaft-
steuergesetzes, die nicht von der Besteuerung befreit 
sind und FuE­Vorhaben durchführen. Auch Unter-
nehmen jenseits der Gewinnzone – z. B. Start­ups 
oder Unternehmen in Erneuerungs­ oder Krisensitua-
tionen – können die Zulage beanspruchen. 
 
 

Welche Aufwendungen sind förderfähig? 
 
Gefördert werden eigenbetriebliche Forschung, Auf-
tragsforschung sowie Forschung als Kooperation mit 
einem oder mehreren anderen Unternehmen oder 
mit einer oder mehreren Einrichtung/­en für For-
schung und Wissensverbreitung (z. B. außeruniversi-
täre Forschungseinrichtungen). 
 
Die im Rahmen der Forschungszulage förderfähigen 
Personalaufwendungen setzen sich aus Löhnen und 
Gehältern der mit dem begünstigten FuE-Vorhaben 
betrauten Mitarbeitenden inkl. der Beiträge für die 
Zukunftssicherung der Arbeitnehmer (z. B. Arbeitge-
beranteil für die Sozialversicherung) zusammen. 
Förderfähig sind auch Eigenleistungen eines Einzel-
unternehmers in einem FuE­Vorhaben, wobei die 
zulässige Höhe dieser Aufwendungen durch einen 
pauschalen Stundensatz begrenzt ist. 
 
Gefördert werden zudem Aufwendungen für Auf-
tragsforschung (60 % des Entgeltes, das der Auf-
traggeber an den Auftragnehmer leistet; seit dem 
Wachstumschancengesetz 70 % des Entgeltes) un-
ter der Voraussetzung, dass der Auftragnehmer sei-
nen Sitz in einem Mitgliedsstaat der Europäischen 

Union oder in einem anderen Staat hat, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR­Abkommen) Anwendung findet und der auf-
grund vertraglicher Verpflichtung Amtshilfe entspre-
chend dem EU­Amtshilfegesetz in einem Umfang 
leistet, der für die Überprüfung der Anspruchsvo-
raussetzungen erforderlich ist. 
 
Seit Inkrafttreten des Wachstumschancengesetzes 
werden zusätzlich Abschreibungen von Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten eines abnutzbaren 
beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagevermögens 
gefördert, sofern das Wirtschaftsgut im begünstigten 
FuE-Vorhaben ausschließlich eigenbetrieblich ver-
wendet wird und für die Durchführung des FuE-
Vorhabens erforderlich ist. 
 
Die Forschungszulage kann nur für Forschungs­ und 
Entwicklungsvorhaben im Sinne des § 2 FZulG be-
ansprucht werden, mit deren Arbeiten nach dem 1. 
Januar 2020 begonnen wurde oder für die der Auf-
trag nach dem 1. Januar 2020 erteilt wurde (§ 8 
FZulG). Der förderfähige Gesamtbetrag pro Ge-
schäftsjahr und Unternehmen ist auf 2 Millionen Euro 
begrenzt. 
 
Für Aufwendungen, die im Zeitraum zwischen dem 1. 
Juli 2020 und dem 27. März 2024 entstanden sind, 
wurde der Betrag im Rahmen des Corona-
Konjunkturpaketes auf jährlich 4 Millionen Euro er-
höht. 
 
Für Aufwendungen, die ab dem 28. März 2024 ent-
standen sind, wurde der Betrag im Rahmen des 
Wachstumschancengesetzes auf jährlich 10 Millio-
nen Euro erhöht. 
 
Die Zulage besteht aus einem Zuschuss in Höhe von 
25 % der entstandenen förderbaren Kosten. Für klei-
ne und mittlere Unternehmen (KMU) wurde die Zula-
ge im Rahmen des Wachstumschancengesetzes 
erhöht: Anspruchsberechtige, die als kleines und 
mittleres Unternehmen im Sinne der KMU-Definition 
des Anhang I der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung gelten, können zusätzlich eine Erhöhung 
der Forschungszulage um zehn Prozentpunkte bean-
tragen. 
 
Die maximale Höhe der Fördermittel beträgt daher 
2,5 Millionen Euro pro Geschäftsjahr bzw. 3,5 Millio-
nen Euro pro Geschäftsjahr für KMU. 
 
Die Forschungszulage wird auf die nächste Steuer-
festsetzung angerechnet und ausgezahlt, soweit sie 
die festgesetzte Steuer übersteigt. 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wie funktioniert das Antragsverfahren? 
 
Das Antragsverfahren für die Gewährung der For-
schungszulage ist zweistufig. Es unterteilt sich in die 
Beantragung der FuE­Bescheinigung bei der Be-
scheinigungsstelle Forschungszulage (BSFZ) und 
den sich anschließenden Antrag auf Forschungszu-
lage beim jeweils zuständigen Finanzamt. 
 
Unternehmen können ihre Anträge digital bei der 
BSFZ stellen. Der Antrag auf Erteilung einer Be-
scheinigung kann sowohl für geplante als auch für 
laufende und abgeschlossene FuE­Vorhaben gestellt 
werden. Einzige Bedingung ist, dass die Arbeiten 
nach dem 1. Januar 2020 begonnen haben oder der 
Auftrag nach dem 1. Januar 2020 erteilt wurde. Die 
Beantragung und Ausstellung der Bescheinigung 
sind kostenfrei. 
 
Die BSFZ prüft, ob es sich bei dem Vorhaben um ein 
begünstigtes Forschungs­ oder Entwicklungsvorha-
ben im Sinne des FZulG handelt. Mit einer positiven 
Bescheinigung der BSFZ, einem Grundlagenbe-
scheid für die Finanzverwaltung, können die  
 

Unternehmen im zweiten Schritt beim zuständigen 
Finanzamt die Forschungszulage beantragen. 
 
 

Was ist die Bescheinigungsstelle For-
schungszulage? 
 
Die Bescheinigungsstelle Forschungszulage (BSFZ) 
wurde unter der Verantwortung des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung (BMBF) errichtet. Sie 
wird betrieben von einem Konsortium aus der VDI 
Technologiezentrum GmbH, der AiF Projekt GmbH 
und dem DLR Projektträger. Die Bescheinigungsstel-
le hat Standorte in Bonn, Berlin, Düsseldorf und 
Dresden. Die Rechts- und Fachaufsicht für die BSFZ 
liegt beim BMBF. 
 
 

Was beurteilt die Bescheinigungsstelle? 
 
Die Bescheinigungsstelle prüft, ob es sich bei den im 
Antrag beschriebenen Tätigkeiten um Forschung und 
Entwicklung im Sinne des FZulG handelt. 
 

 
 

Abbildung 1: Zweistufiges Verfahren für die Gewährung der Forschungszulage 

Erhöhte Bemessungsgrundlage im Rahmen des Wachstumschancengesetzes: im Wirtschaftsjahr entstandene,  
förderfähige Aufwendungen des Anspruchsberechtigten in Höhe von max. 10 Mio. Euro 

Eigenbetriebliche Forschung Auftragsforschung 
Eigenleistungen  

Einzelunternehmer 

• Personalkosten für Tätig-
keiten in eigenbetrieblicher 
FuE-Arbeit oder in Koope-
rationsvorhaben 

• Abschreibungen von An-
schaffungs- und Herstel-
lungskosten eines abnutz-
baren beweglichen Wirt-
schaftsguts des Anlage-
vermögens 

• 70 % des an den Auftrag-
nehmer gezahlten Entgelts 

• 70 Euro pro Stunde bei 
max. 40 Stunden pro Wo-
che 

Forschungszulage: 25 % der förderfähigen Aufwendungen (KMU: 35 %) 



Welche FuE-Aktivitäten werden geför-
dert? 
 
Begünstigt sind FuE­Vorhaben, soweit sie einer oder 
mehreren der Kategorien Grundlagenforschung, in-
dustrielle Forschung oder experimentelle Entwicklung 
zuzuordnen sind. Bei der Zuordnung verschiedener 
Tätigkeiten zu den einzelnen Kategorien werden die 
Definitionen der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO) sowie Beispiele und Erläuterun-
gen des Frascati-Handbuchs der OECD herangezo-
gen. 
 
Konkret handelt es sich bei Forschung und Entwick-
lung demnach um: 

• Grundlagenforschung: experimentelle oder the-
oretische Arbeiten, die in erster Linie dem Erwerb 
neuen Grundlagenwissens ohne erkennbare di-
rekte kommerzielle Anwendungsmöglichkeiten 
dienen; 

• industrielle Forschung: planmäßiges Forschen 
oder kritisches Erforschen zur Gewinnung neuer 
Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue 
Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen zu 
entwickeln oder wesentliche Verbesserungen bei 
bestehenden Produkten, Verfahren oder Dienst-
leistungen herbeizuführen. Hierzu zählen auch die 
Entwicklung von Teilen komplexer Systeme und 
unter Umständen auch der Bau von Prototypen in 
einer Laborumgebung oder in einer Umgebung 
mit simulierten Schnittstellen zu bestehenden 
Systemen wie auch von Pilotlinien, wenn dies für 
die industrielle Forschung und insbesondere die 
Validierung von technologischen Grundlagen 
notwendig ist; 

• experimentelle Entwicklung: Erwerb, Kombina-
tion, Gestaltung und Nutzung vorhandener wis-
senschaftlicher, technischer, wirtschaftlicher und 
sonstiger einschlägiger Kenntnisse und Fertigkei-
ten mit dem Ziel, neue oder verbesserte Produkte, 
Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln. 
Dazu zählen z. B. auch Tätigkeiten zur Konzepti-
on, Planung und Dokumentation neuer Produkte, 
Verfahren und Dienstleistungen. 

 
Wichtige Voraussetzung ist, dass das FuE­ Vorhaben 
folgende Kriterien erfüllt: 

• Ein Vorhaben muss auf die Gewinnung neuer 
Erkenntnisse abzielen (neuartig). 

• Es müssen Risiken bzw. Unsicherheiten in Bezug 
auf das Endergebnis bestehen (ungewiss). 

• Es muss einem Plan folgen und grundsätzlich 
reproduzierbar sein (planmäßig). 

 

Welche Angaben sind für die Antragstel-
lung bei der BSFZ erforderlich? 
 
Bei der Antragstellung auf Erteilung einer Bescheini-
gung über FuE müssen noch keine Arbeitsnachweise 
(Stundenzettel) o. Ä. erbracht werden. Sämtliche 
erforderlichen Angaben werden im Antragsformu­lar 
abgefragt. Einige Daten werden zu statistischen 
Zwecken und für die gesetzlich vorgeschriebene 
Evaluation erhoben. 
 
Stammdaten zum Unternehmen 

• Name, Anschrift, Steuernummer, Rechtsform 

• Wirtschaftszweig 

• Ansprechpartner 

• Sofern zutreffend: Angaben zu verbundenen 

• Unternehmen 

 
Statistische Daten zum Unternehmen 

• Zahl der Mitarbeitenden 

• Zahl der Mitarbeitenden im Bereich Forschung 
und Entwicklung 

• Jahresumsätze in den letzten drei abgeschlosse-
nen Wirtschaftsjahren (ggf. vor­ läufig oder ge-
schätzt) 

• Gesamtaufwendungen für Forschung und Ent-
wicklung in den letzten drei abgeschlossenen 
Wirtschaftsjahren (ggf. vorläufig oder geschätzt) – 
für das letzte Wirtschaftsjahr differenziert nach in-
ternen (Personal-, Sachaufwendungen und Inves-
titionen) und externen Aufwendungen 

• Sofern zutreffend: Gesamtsumme erhaltener öf-
fentlicher Förderungen im letzten abgeschlosse-
nen Wirtschaftsjahr (Mittelfluss) 

 
Allgemeine Angaben zum FuE-Vorhaben 

• Titel, (geplante) Laufzeit 

• Forschungszweig 

• Angabe, ob eigenbetriebliche, Auftrags­ und/ oder 
Kooperationsforschung 

 
Fachliche Angaben zum FuE-Vorhaben (4.000 Zei-
chen) 

• Ziel des Vorhabens: Herausforderung, Problem-
stellung, Wissenslücke 

• Erläuterung, inwieweit sich das angestrebte Pro-
dukt, Verfahren oder die Dienstleistung vom 
Stand der Technik abhebt 

• Erläuterung der Arbeiten, die durchgeführt wer-
den, um der zuvor benannten Herausforderung 
oder Problemstellung zu begegnen bzw. um die 
Wissenslücke zu schließen 

  



• Erläuterung der wissenschaftlichen, technischen 
und/oder methodischen Unsicherheiten, die bei 
der Bearbeitung der Herausforderung oder Prob-
lemstellung bestehen, bzw. woran der Ansatz 
zum Schließen der Wissenslücke scheitern könn-
te 

• Arbeitsplan (eigenes Dokument oder Vorlage im 
Antragsportal) 

• Erläuterung der wissenschaftlichen und/oder 
technischen Risiken bei der Umsetzung des Vor-
habens 

• Verwertungshorizont/Markteinführung 

 
Angaben zum finanziellen/personellen Rahmen des 
FuE-Vorhabens 

• Gesamtkosten des Vorhabens: 

• Personal­, Sachkosten und Investitionen 

• (sofern zutreffend: Kosten für FuE-Aufträge) 

• Personeller Rahmen in Personenmonaten, diffe-
renziert nach Wissenschaftlern, Technikern und 
sonstigem Personal 

• Angaben zur Inanspruchnahme von Förderungen 
oder staatlichen Beihilfen für das Vorhaben 

 

Wo kann der Antrag bei der BSFZ gestellt 
werden? 
 
Die Antragstellung ist möglich unter 
https://www.bescheinigung­forschungszulage.de/. 
 
 

Wo gibt es weitere Informationen? 
 
Die BSFZ stellt alle notwendigen Informationen zur 
Antragstellung auf der Website 
https://www.bescheinigung­forschungszulage.de/ zur 
Verfügung. Die Seite wird kontinuierlich aktualisiert 
und angepasst. Eine individuelle Antragsberatung 
der BSFZ zur Forschungszulage oder zum Beschei-
nigungsverfahren ist nicht vorgesehen. 
 
Weiterführende Informationen zur steuerlichen For-
schungsförderung und zur Forschungszulage: 
 
Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung 
und Entwicklung (Forschungszulagengesetz – 
FZulG): 
https://www.gesetze-im-internet.de/fzulg/ 
 
Verordnung zur Durchführung von § 14 Absatz 1 des 
Forschungszulagengesetzes (Forschungszulagen-
Bescheinigungsverordnung – FZulBV): 
https://www.gesetze-im-internet.de/fzulbv/  
 
Informationen des Bundesministeriums der Finanzen: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Th
emen/Steuern/Steuerliche_Themengebiete/Forschun
gszulage/forschungszulage.html 
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Bescheinigungsstelle Forschungszulage GbR 

 
Mit der steuerlichen Forschungsförderung werden den Unternehmen Anreize gesetzt, in Forschung und Ent-

wicklung (FuE) zu investieren. Die Bescheinigungsstelle Forschungszulage (BSFZ) prüft auf Antrag, ob ein 

FuE-Vorhaben förderfähig ist. Handelt es sich bei den beschriebenen Tätigkeiten um Grundlagenforschung, 

industrielle Forschung oder experimentelle Entwicklung, wird eine Bescheinigung ausgestellt. Mit dieser kön-

nen die Unternehmen die Forschungszulage beim jeweils zuständigen Finanzamt beantragen. 

 
Die Bescheinigungsstelle Forschungszulage mit den Standorten Bonn, Berlin, Düsseldorf und Dresden wird be-

trieben von einem Konsortium aus der VDI Technologiezentrum GmbH, der AiF Projekt GmbH sowie dem DLR 

Projektträger. 
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